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Der VIII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 14. November 1973 
durch den Vorsitzenden Richter Dr. Haidinger und die 
Richter Mormann, Braxmaier, Dr. Hiddemann und Hoffmann
für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das 
Urteil des 14. Zivilsenats des Oberlandesge­
richts Köln vom 16. Dezember 1971 im Kosten­
punkt und insoweit aufgehoben, als es die 
Klage hinsichtlich des Gemäldes "Rembrandt, 
Selbstbildnis von 1643" abgewiesen hat; im 
übrigen wird die Revision zurückgewiesen.

Im Umfang der Aufhebung wird die Sache 
zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an 
das Berufungsgericht zurückverwiesen, dem auch 
die Entscheidung über die Kosten des Revisions­
verfahrens übertragen wird.

Von Rechts wegen 

Tatbestand

Die Klägerin verlangt mit der Klage aus abgetre­
tenem Recht ihres Ehemannes, des Erbgroßherzogs Carl 
August von die Herausgabe,
hilfsweise die Übereignung von drei Gemälden, welche 
die beklagte Bundesrepublik Deutschland im Wallraf- 
Richartz-Museum in Köln eingelagert hat.



Mt StaälBe, tin Selbstbildnis von ReabraaBt,
Btt BUBaii tiaat Mädohena Ton Job tan Helarioh Tlsehbeln 
und Btt Bildnis einet Patrisiers tob Serard Ttr Bor oh, 
gihürtti früher nur tttutiiHluag Boa Sroihersogllchen 
Xttttt tob M H V - W - M H R  Sit wurden ia 
April 1921 tat Bta Nuoaus in Valatr gestohlen. Za 
Jthrt 1994 gelangten Bia Bildar ia Bia USA, wo tia 
1947 ia Anwendung Baa Seaetses über daa Handelerer- 
kthr ait feladllohen Ausländern tla 7eIndraraägen be- 
eohlagaahat wurden. Bia taariktaiaeha Regierung be- 
aoklti ia Jthrt 1966, Bia Bildar tla Tall Baa dautachen 
Kulturerbes Bta dautachen Volk aurüo kaugab an. Vagaa dar 
polltlaohaa Verhältnisse ln dar DBB aollte Bla Bttokgtba 
nicht uaalttelbar ta dta Weimarer Huseua erfolgen, riel- 
athr tolltaa Bla Bildar dar Bundeerepublik Bautaohltad 
tur trauhMadariaohaa Verwaltung für eine ereatuelle Rttck- 
gäbe tn dta Noeeua ia Valatr ttbargabaa werden. Ba dta 
Staats ttbar Bta Handelorerkehr ait felndllehaa Autllladtra 
nur alasa Vtrktaf Bat batohltgaahataa AualandTtzatfgaaa 
Buguaatta tlaaa Kriagafordaruagtfoada suliaB, wurde aa 
duroh Oatata tob 4. Oktober 1966 hlaalohtlioh dar Brei 
Seattlde entsprechend geändert. In alaaa Notenwechsel 
awltohan Bar tatrikaaiaohan Regierung und dar Be­
klagten wurde featgelegt, das die Beklagte die Bilder 
ia Blabllok auf alat ereatuelle Übergabe aa dta Vtiatrtr 
Nuttua auf Bar glelohea Grundlage ia treuhiaderisoher 
Tanftbmng haltaa toll, wie die Stailda ron dta Nuatua 
rer Bta IS. April 1922 rarwahrt worden tladi Bit Be­
klagte toll beatlaaea, waaa die Verhältnisse für eine 
übergabt der Staäldt ta Bat Weiterer Nuttua geeignet 
sind. Xatspraohead dta Xnderungegeeeti und in über-
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einstimmung mit diesem Abkommen übertrug der ameri­
kanische Justizminister im Februar 1967 den Eigentums­
titel und den Besitz an den drei Gemälden auf die Be­
klagte.

Die Klägerin stützt ihren Herausgabe- bzw. Über­
eignungsanspruch darauf, daß die Gemälde jedenfalls 
früher einmal dem Großherzoglichen Haus zu

Igehört haben.

Die Werke von Tischbein und Ter Borch waren bereits 
im vergangenen Jahrhundert Bestandteil der Großherzog- 
iichen Kunstsammlung, die als Kronfideikommiß anerkannt 
war. Das Gemälde von Rembrandt wurde dem Museum im Jahre 
1909 von dem damaligen Großherzog als Leihgabe überlassen. 
Es entstammt dem sogenannten Sophien-Nachlaß, bezüglich 
dessen die Großherzogin Sophie in ihrem Testament vom 
22. März 1895 bestimmt hat, daß Kunstgegenstände Pri­
vatbesitz bleiben und niemals "öffentlichen Sammlungen 
einverleibt werden dürfen".

Nach der Abdankung des Großherzogs Wilhelm Emst 
von SfHIHi und der Einführung der republikanischen 
Staatsform wurde am 20. Februar 1919 das gesamte Kron- 
fideikommißvermögen und das Sondervermögen des Groß­
herzogs und des Großherzoglichen Hauses vorläufig be­
schlagnahmt. Am 18./24. Oktober 1921 schlossen das 
damalige Gebiet Weimar und der Großherzog Wilhelm Ernst 
von S flHHP einen sogenannten Auseinandersetzungsver­
trag, der am 17. November 1921 von der Gebietsvertre­
tung Weimar genehmigt wurde. Mit dieser Genehmigung 
wurde die Vermögensbeschlagnahme wieder aufgehoben
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(§ 32 des Vertrages). In § 1 des Vertrages erkannte 
der Großherzog das gesamte Kammervermögen einschließ­
lich des dazu gehörenden Krongutes als Eigentum des 
Gebietes Weimar oder dessen Hechtsnachfolgers an, so­
weit nicht im folgenden etwas anderes vereinbart wurde. 
Hinsichtlich der Kunstgegenstände ist in § 8 bestimmt, 
daß der Großherzog die in öffentlichen Anstalten und 
Museen befindlichen, ihm und seinem Haus gehörenden 
Kunstgegenstände weiterhin der öffentlichen Besichti­
gung zugänglich läßt, wobei die zum Sophien-Nachlaß 
gehörenden Kunstgegenstände nur widerruflich überlas­
sen werden. Nach § 9 übertrug der Großhersog das Ei­
gentum an den in $ 8 be zeichneten Kunstgegenständen 
für den Fall des Aussterbens seiner männlichen Nach­
kommen ohne Entschädigung dem Gebiet Weimar oder dessen 
Rechtsnachfolger. Ausgenommen von dieser Bestimmung 
sollten jedoch die von der Großherzogin Sophie ererb­
ten Kunstgegenstände sein. Bas Gebiet Weimar verpflich­
tete sich, dem Großherzog und seinen Naohkommen eine 
jährliche Rente von 300 000 Mark und als weiteren Aus­
gleich für die von ihm gemachten Zugeständnisse eine 
einmalige Entschädigung von 3 Millionen Mark zu zahlen.

Durch ein Schiedsurteil vom 28. Oktober 1923 des 
als Schiedsgericht vereinbarten Oberlandesgerlohts Jena 
wurde die jährliche Rente auf 100 000 Goldmark auf­
gewertet. Die einmalige Abfindung 1st durch Schieds­
urteil vom 9* November 1927 auf 730 000 Goldmark auf ge­
wertet worden.
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Am 21. Dezember 1927 schlossen das Land Thüringen 
als Rechtsnachfolger des Gebietes Weimar und die Erben 
des Großherzogs Wilhelm Ernst von S f l H P z u r  Bei­
legung einer vor dem Oberlandesgericht Jena schweben­
den Schiedsklage "wegen Anerkennung des Eigentums an 
Kunstwerken und wegen Herausgabe von solchen, sowie 
zur Beseitigung weiterer zwischen den Parteien schwe­
bender Streitigkeiten" einen Schiedsvergleich. Dieser 
lautet auszugsweise:

"1. Die Schiedsbeklagten erkennen das Eigen­
tum des Landes Thüringen an der sogenannten 
Großherzoglichen Kunstsammlung an. Sie ge­
ben diese Sammlung, soweit sie sich nicht 
bereits im unmittelbaren Besitz des Landes 
Thüringen befindet, und soweit nicht nach­
stehend Ausnahmen getroffen sind, an das 
Land heraus.

2. Demzufolge geben die Schiedsbeklagten die 
in der Anlage I aufgeführten Bilder unter 
Anerkennung des Eigentums des Landes Thüringen 
an dieses heraus. ..."

In der Anlage I sind 48 Gemälde aufgeführt. Die mit 
der vorliegenden Klage herausverlangten Gemälde sind 
in der Aufstellung nicht enthalten.

Das Land Thüringen hat als Rechtsnachfolger des 
Gebietes Weimar die auf 750 000 Goldmark aufgewertete 
Abfindung in den Jahren 1950/31 gezahlt. Die jährliche 
Rente ist bis zum Jahre 1945 gezahlt worden. Nach dem 
Zusammenbruch des Deutschen Reiches ist die Familie 
der Klägerin in der DDR entschädigungslos enteignet 
worden.



Die Klägerin meint/lalle sie nicht ohnehin Eigen­
tümerin der herausverlangten Gemälde sei*, müsse ihr 
zum Ausgleich dafür, daß die DDR seit 1945 die Er-* 
füllung des Auseinandersetzungsvertrages verweigere, 
jedenfalls das Eigentum an den hier streitigen d*$i 
Mildern, die früher*unzweifelhaft im Familienbesitz 
gestanden hätten, wieder übertragen werden.

Beide Vorinstanzen haben die Klage abgewiesen.
t ' .

Mit der Revision verfolgt die Klägerin ihr Begehren 
weiter.

Entscheidungsgründe

1. Der Schiedsvergleich vom 21. Dezember 1927

1, Das Berufungsgericht legt den Schiedsvergleich 
im Wege der ergänzenden Yertragsauslegung dahin aus, 
daß er auch die seinerzeit infolge des Diebstahls ab­
handen gekommenen Gemälde erfaßt habe und daß die 
Rechtsvorgänger der Klägerin in ihm ihr Eigentum an 
den. streitigen Gemälden endgültig zugunsten des Landes 
Thüringen aufgegeben hätten. Hierzu hat es ausge- 
führt:

Der Schiedsvergleich beziehe sich auf die ge­
samte GroSherzogliche Kunstsammlung. Daß die drei ge­
stohlenen Bilder in der Anlage nicht aufgeführt seien,
stelle eine Lücke des Vertrages dar? denn es lasse sich 
nicht feststellen, daß diese Bilder bewußt von der Ver-
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gleichsregelung ausgenommen worden seien. Bei der danach 
erforderlichen Ergänzung des Vertrages sei davon auszu­
gehen, was die Beteiligten im Zeitpunkt des Vertrags­
schlusses vereinbart hätten, wenn sie den späteren Ver- . 
lauf der Dinge vorausgesehen hätten. In diesem Falle 
hätten die Vertragspartner bei verständiger Würdigung 
die gestohlenen Bilder dem rechtlichen Schicksal der 
übrigen Kunstsammlung unterworfen. Denn ihre Absicht 
sei erkennbar dahin gegangen, die Großherzogliche 
Kunstsammlung in ihrem Bestände zu erhalten und die 
Rechtsverhältnisse an der Sammlung endgültig zu klären. 
Somit sei durch den Schiedsvergleich auch das Eigen­
tum an den gestohlenen Gemälden auf das land Thüringen 
übertragen worden.

Diese Auslegung unterliegt bezüglich der Gemälde 
von Ter Borch und Tischbein keinen rechtlichen Bedenken, 
wohl aber bezüglich des Selbstbildnisses von Rembrandt.

2. Entgegen der Auffassung der Revision hatte das 
Berufungsgericht bei der Ausfüllung der von ihm 
zu Recht angenommenen Vertragslücke nicht zu berück­
sichtigen, daß die gestohlenen Bilder zu einer Zeit 
wieder aufgetaucht sind, zu der das Land Thüringen 
bzw. die DDR als seine Rechtsnachfolgerin die Ver­
pflichtungen aus dem Auseinandersetzungsvertrag von 
1921 seit mehr als 20 Jahren nicht mehr erfüllt und 
das gesamte Vermögen des Großherzoglichen Hauses ent­
eignet hatten. Die regelungsbedürftige Lücke des Schieds- 
vergleichs liegt ausschließlich darin, daß in ihm nicht 
geregelt ist, ob er sich auch auf die damals bereits 
gestohlenen Gemälde bezieht. Diese Frage bedurfte nach



dem /'osamlen Vertragszweck für den - nunmehr einge- 
tretenen - Fall einer Regelung, daß die gestohlenen 
Bilder noch einmal wiederentdeckt wurden. Die Nicht­
erfüllung des dem Schiedsvergleich zugrundeliegenden 
Auseinandersetzungsvertrages bildet dagegen keine re­
gelungsbedürftige Vertragslücke. Die Rechtsfolgen der 
Nichterfüllung eines Vertrages sind im Gesetz ausge­
sprochen (§§ 325, 326 BG3), sie bedürfen keiner Rege­
lung durch eine ergänzende Vertragsauslegung. Ent­
sprechendes gilt für den Umstand, daß einer der Ver­
tragspartner später entschädigungslos enteignet wor­
den ist. Auch die Folgen dieses Ereignisses lassen sich 
nicht im Wege der Vertragsauslegung erfassen. Hierfür 
kommt vielmehr nur der Gesichtspunkt des Wegfalls der 
Geschäftsgrundlage in Betracht.

3. Die Annahme des Berufungsgerichts, daß der 
Schiedsvergleich eine ausreichende Grundlage für ei­
nen Eigentumsübergang bilde, obwohl in ihm die Erben 
des Großherzogs lediglich das Eigentum des Landes 
Thüringen "anerkennen", begegnet ebenfalls keinen 
rechtlichen Bedenken. Diese Formulierung ist in dem 
Vergleich ersichtlich deshalb gewählt worden, weil 
das Land Thüringen bereits vor Abschluß des Vergleichs 
das Eigentum an der Kunstsammlung für sich beanspruchte. 
Durch den Vergleich sollte das Eigentum des Landes ein 
für allemal klargestellt werden. Deshalb ist in dem 
Vergleich für den Fall, daß bis zu seinem Abschluß 
tatsächlich das Großherzogliche Haus noch Eigentümer 
der Kunstgegenstände gewesen sein sollte, eine Eini­
gung über den Eigentumsübergang zu sehen. Hinsichtlich 
der vorhandenen Bilder ist die Übereignung durch die
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Herausgabe der Sammlung an das Land Thüringen wirk­
sam geworden (§ 929 BGB). Bezüglich der gestohlenen 
Gemälde ist in dem Schiedsvergleich im Wege der er­
gänzenden Vertragsauslegung zugleich eine Abtretung 
des Herausgabeanspruchs gegen den unbekannten Be­
sitzer zu sehen, so daß insoweit eine Übereignung 
nach § 931 BGB vorliegen würde.

4. Jedoch fehlt es hinsichtlich des Selbstbild­
nisses von Rembrandt im Berufungsurteil an einer aus­
reichenden Begründung für die von ihm für richtig ge­
haltene ergänzende Vertragsauslegung, das Großherzog­
liche Haus habe auch dieses Bild durch den Schieds­
vergleich dem Land Thüringen übereignen wollen, wenn 
es mit einem Wiederauftauchen des Gemäldes gerechnet 
hätte. Das Selbstbildnis von Rembrandt entstammte 
- anders als die beiden anderen Gemälde - dem soge­
nannten Sophien-Nachlaß. Bezüglich dieses Nachlasses 
hatte die Großherzogin Sophie in ihrem Testament vom 
22. März 1895 bestimmt, daß "Kunstgegenstände Privat­
besitz bleiben und niemals öffentlichen Sammlungen 
einverleibt werden dürfen”. Dementsprechend war das 
Gemälde von Rembrandt im Jahre 1909 dem Großherzog­
lichen Museum nur als Leihgabe überlassen worden (BU
S. 14). In Übereinstimmung damit bestimmte § 8 letzter 
Absatz des Auseinandersetzungsvertrages von 1921, daß 
”die von der Großherzogin Sophie ererbten Kunstgegen­
stände ... nur widerruflich überlassen (werden)”. Sie 
wurden ferner in § 9 des Auseinandersetzungsvertrages 
ausdrücklich von der eventuellen Übereignung an das Ge­
biet Weimar ausgenommen. Wenn im Gegensatz dazu im 
Schiedsvergleich von 1927 der Sophien-Nachlaß überhaupt
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nicht erwähnt wurde, so konnte aus diesem Schweigen 
allein das Berufungsgericht nicht den Schluß ziehen, 
daß gleichwohl nach dem mutmaßlichen Willen der Ver­
tragsparteien auch das zum Sophien-Nachlaß gehörende 
Selbstbildnis von Rembrandt in das Eigentum des Landes 
Thüringen übergehen sollte. Die frühere Zugehörigkeit 
des Gemäldes zum Sophien-Nachlaß konnte vielmehr den 
gegenteiligen Schluß nahelegen. Damit hätte das Be­
rufungsgericht sich auseinandersetzen müssen. Bezüg­
lich des Gemäldes von Rembrandt fehlt es deshalb an 
einer ausreichenden Begründung für die Feststellung, 
daß die Großherzogliche Familie durch den Schiedsver- 
gleich von 1927 auch dieses Bild dem Land Thüringen 
übereignet hat.

Für das Revisionsverfahren ist deshalb hinsicht­
lich des Gemäldes von Rembrandt vom Gegenteil auszu­
gehen, während hinsichtlich der beiden anderen Gemälde 
die ergänzende Auslegung des Schiedsvergleichs durch 
das Berufungsgericht keinen rechtlichen Bedenken be­
gegnet.

II. Die Beschlagnahme der Bilder am 28. Januar 1947

Die Beschlagnahme der Bilder durch das Office of 
Alien Property aufgrund des "Trading with the Ennemy Act" 
am 28, Januar 19^7 hatte nach der das Revisionsge­
richt bindenden Feststellung des Berufungsgerichts 
zur Folge, daß der damalige Eigentümer das Eigentum 
an den Bildern verlor und die USA Eigentümer wurden.
Wie das Berufungsgericht ferner zutreffend feststellt, 
kann die Entziehung des Eigentums an den drei Gemälden,
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obschon nach deutschem internationalen Enteignungsrecht 
entschädigungslose Enteignungen grundsätzlich nicht über 
die Grenzen des enteignenden Staates hinaus wirken, und 
obgleich die Gemälde sich wieder im Gebiet der Bundes­
republik befinden, wegen Art. 3 AHKG Nr. 63, Art. 3 
Abs. 1 des VI. Teils des Überleitungsvertrages vom 
23. Oktober 1954 (BGBl 1955 II 405, 439 f) von den Ge­
richten der Bundesrepublik nicht in Frage gestellt wer­
den. Auch nach dem Recht der BRD hat deshalb der der­
zeitige Eigentümer im Januar 1947 das Eigentum an den 
Gemälden an die USA verloren.

III.Das deutsch-amerikanische Abkommen vom 9./16. De­
zember 1966

1. Durch das Änderungsgesetz vom 4. Oktober 1966 
wurde der amerikanische Justizminister ermächtigt, die 
drei Gemälde auf die Bundesrepublik zu übertragen "zwecks 
treuhänderischer Verwaltung zur eventuellen Übertragung 
an das Weimarer Museum". Die Übertragung auf die Bun­
desrepublik erfolgte durch das deutsch-amerikanische 
Abkommen, das durch den Austausch der Noten vom 9. und.
16. Dezember 1966 geschlossen wurde. Das Berufungsge­
richt legt dieses Abkommen wie folgt auss

Es sei ein Treuhandvertrag (trust) amerikanischen 
Rechts. Dadurch sei die beklagte Bundesrepublik als 
Treuhänderin Eigentümerin der Gemälde geworden. Be­
günstigter (beneficiary) des Treuhandverhältnisses 
habe das Weimarer Museum sein sollen, für das die Bun­
desrepublik die Gemälde bis zu einem von ihr zu be­
stimmenden Zeitpunkt habe verwahren sollen. Der ameri­
kanischen Seite sei es ferner darauf angekommen, daß



etwaige Rechte Dritter (des Großherzoglichen Hauses) 
an den Gemälden durcu die Beschlagnahme und das Ab­
kommen nicht'beeinträchtigt werden sollten. Diese 
etwaigen Drittberechtigten dürften ihre Rechte jedoch 
erst nach einer Rückgabe der Gemälde an das Weimarer 
Museum gegen dieses geltend machen. Es müsse deshalb 
eine Doppeltreuhand angenommen werden: Erster Treu­
händer sei die beklagte Bundesrepublik, mit dem Museum 
in Weimar als Begünstigten; zweiter Treuhänder - nach 
einer eventuellen Rückgabe - das Museum in Weimar, 
(eventuell) mit dem Großherzoglichen Hause als Begünstig 
ten.

Die Revision greift die Annahme einer solchen Doppel 
treuhand an, weil unmöglich Sinn des Abkommens gewesen 
sein könne, die Rechts Vorgänger der Klägerin, deren 
Rechte an den Gemälden hätten aufrechterhalten werden 
sollen, eben wegen dieser Rechte an das Weimarer Museum 
bzw. die DDR zu verweisen, bei denen die Geltendmachung 
von Rechten des Großherzoglichen Hauses (vgl. dessen 
Enteignung durch die DDR) von vornherein sinnlos sei.

Diese Rüge greift nach § 286 ZPO durch. Das Beru­
fungsgericht hätte sich damit auseinandersetzen müssen, 
ob der von der Revision hervorgehobene Gesichtspunkt 
nicht die Annahme einer Doppeltreuhand ausschloß und das 
Abkommen vielmehr dahin auszulegen war, daß das Groß­
herzogliche Haus etwaige Rechte hinsichtlich der Ge­
mälde schon gegenüber der Beklagten sollte geltend 
machen können. Für die Revisionsinstanz ist deshalb 
von einer solchen Auslegung des deutsch-amerikanischen 
Abkommens auszugehen.
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2. a) Nach dem Vollzug des Abkommens durch die 
Übergabe der Gemälde an die Botschaft der Bundesre­
publik war, wie das Berufungsgericht zutreffend fest­
stellt, die Beklagte Treuhandeigenttimerin der Gemälde; 
das Treuhandverhältnis richtete sich nach amerikanischem 
Recht. Nach diesem ist - wie nach deutschem Recht 
wie das Berufungsgericht ebenfalls unangefochten und 
für das Revisionsgericht bindend feststellt (BU S. 50), 
der Treuhänder, dem der "title" übertragen ist, Vollrechts­
inhaber. Die Beklagte war mithin seit Februar 1967 Eigen­
tümerin aller drei Gemälde.

b) Durch das Abkommen selbst wurden keine Rechte 
der Rechtsvorgänger der Klägerin an den Gemälden be­
gründet. Die Materialien zu dem Abkommen und dem Än­
derungsgesetz vom 4. Oktober 1966 zeigen, daß die USA 
solche Rechte lediglich nicht ausschließen wollten. Nach 
dem auszugsweise in das Kongreßprotokoll aufgenommenen 
Bericht des mit der Gesetzesnovelle befaßten Senats­
ausschusses gingen die USA davon aus, das Weimarer 
Museum sei im Zeitpunkt der Beschlagnahme der Bilder 
deren Eigentümer gewesen. Aus diesem Grunde wurde so­
wohl in dem Änderungsgesetz als auch in dem Abkommen 
festgelegt, daß die Beklagte die Bilder treuhänderisch 
für das Museum in Weimar halten solle. In dem Ausschuß­
bericht heißt es u.a.:

Die Gemälde seien am 18. April 1922 aus dem Weimarer 
Museum gestohlen worden. Da das Weimarer Museum sich 
in Ostdeutschland befinde und einem Regime unterliege, 
das von der Regierung der Vereinigten Staaten nicht als 
rechtmäßige Regierung anerkannt werde'»4 sehe die Novelle
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die Rückgabe clor Gemälde an die Bundesrepublik Deutsch­
land zur treuhänderischen Verwaltung für die eventuelle 
Rückgabe an das Weimarer Museum vor. Die dem Ausschuß 
vorliegenden Beweisunterlagen zeigten einen ziemlich 
undeutlichen Zweifel hinsichtlich des Eigentumsrechts 
(title) an dem Selbstbildnis von Rembrandt. Nach den 
Gesetzen der Vereinigten Staaten liege zwar das unbe­
schränkte Eigentumsrecht an den drei Gemälden bei der 
Regierung der Vereinigten Staaten. Es widerstrebe dem 
Ausschuß aber, das Recht der USA als Mittel zur Aus­
schließung irgendeines gerechten Anspruchs einer deut­
schen Zivilpartei zu benutzen. Deshalb habe der Aus­
schuß vorgeschlagen, daß die Gemälde in denselben Zu­
stand zurückversetzt werden sollten, in dem sie sich 
nach dem ursprünglichen Diebstahl aus dem Weimarer 
Museum befunden hätten.

Aus diesen Ausführungen ergibt sich, wie das Be­
rufungsgericht zutreffend annimmt, daß die USA die 
ihnen durch die Beschlagnahme erwachsene Rechtspo­
sition nur dazu benutzen wollten, die Bilder wegen der 
politischen Verhältnisse in der DDR nicht sofort nach 
Weimar zurückzugeben, sondern statt dessen der Beklag­
ten treuhänderisches Eigentum an ihnen zu übertragen.
Im übrigen aber wollten die USA die Wirkungen ihrer 
Beschlagnahme ungeschehen machen und eventuelle Rechte 
Dritter (des Großherzoglichen Hauses) an den Bildern 
nicht ausschließen.

c) Der Vorschlag des Ausschusses "die Bilder in 
denselben Zustand zurückzuversetzen, in dem sie sich 
nach dem ursprünglichen Diebstahl aus dem Weimarer
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Museum befanden", hat in dem Abkommen darin seinen 
Niederschlag gefunden, daß die Blindesrepüblik "die 
Gemälde im Hinblick auf eine eventuelle Übergabe 
an das Weimarer Museum auf der gleichen Grundlage 
in treuhänderischer Verwahrung (halten sollte), wie 
diese Gemälde von dem genannten Museum vor dem 18. April 
1922 verwahrt wurden" (Note des Department of State vom 
9. Dezember 1966).

Diese Formulierung gibt allerdings den Willen des 
(maßgeblichen) amerikanischen Vertragspartners ungenau 
wieder. Einmal waren die Gemälde nicht, wie bei der 
Formulierung angenommen wurde, am 18. April 1922, son­
dern schon am 9./10. April 1921 gestohlen worden. Die­
ses Datum wäre also der in dem Abkommen für die Wieder­
herstellung des früheren Rechtszustandes gemeinte Stich­
tag. Dabei lag aber noch ein weiterer Irrtum vor. Das 
"Office of Alien Property" hatte sich vor der Beschlag­
nahme der Bilder im Jahre 1946 zwecks Klärung der Eigen­
tumsfrage mit Professor R.W. Koehler vom Fogg Art Museum 
in Cambridge/Massachusets, dem früheren Direktor des 
Weimarer Museums in Verbindung gesetzt. Dieser bestätig­
te in einem Schreiben vom 27. September 1946 die Iden­
tität der Bilder mit den gestohlenen Weimarer Gemälden. 
In dem Schreiben heißt es:

"Was das Eigentumsrecht an den Gemälden be­
trifft, so besteht kein Zweifel, daß zwei von 
ihnen (Ter Borch und Tischbein) das Eigentum 
des Weimarer Museums sind.
Das Rembrandt-Portrait war eine Leihgabe des 
Großherzogs von Sachsen-Weimar an das Museum 
(um das Jahr 1909) und blieb sein Eigentum



bis nach der Revolution von 1918. Damals ent­
schied das oberste Gericht des Landes Thüringen 
in seiner Eigenschaft als Schiedsausschuß, mit 
dem sich sowohl die Vertreter des Landes Thüringen 
als auch die Vertreter der Großherzoglichen Fa­
milie einverstanden erklärt hatten, daß für be­
stimmte Zugeständnisse in anderen Fragen, die 
dem Museum vom Großherzog geliehenen Kunstwerke 
ständig unter staatlicher Verwaltung bleiben 
sollten, darunter auch das Rembrandt-Portrait.
An den Wortlaut des Schiedsspruchs kann ich mich 
nicht mehr genau erinnern. Ich bin nicht sicher, 
ob eine vollständige Eigentumsübertragung ver­
fügt wurde oder die ständige Verwaltung durch 
den Staat, wodurch die Großherzogliche Familie 
nur praktisch ihres Eigentums verlustig ge­
gangen wäre.
Falls das Weimarer Museum keinen Rechtsanspruch 
haben sollte, so wäre Eigentümer des Rembrandt- 
Gemäldes zweifellos die Großherzogliche Familie.
....  Die Sammlungen des Museums sind Eigentum
des Landes Thüringen, seine Verwaltung unter­
steht direkt dem thüringischen Kultusministerium 
in Weimar."

Dieses Schreiben gehörte zu den in dem Bericht des 
Senatsausschusses an den Kongreß erwähnten Beweisunter­
lagen, die “einen ziemlich undeutlichen Zweifel hin­
sichtlich des Besitzrechts am Selbstbildnis von Rembrandt 
anzeigten". Demnach bedarf, wie das Berufungsgericht zu­
treffend feststellt, das Abkommen, soweit es auf den 
Zeitpunkt des Diebstahls als maßgeblichen Zeitpunkt 
für die Wiederherstellung des früheren Rechtszustandes 
abhebt, einer berichtigenden Auslegung. Da bei dem Ab­
kommen irrtümlich davon ausgegangen wurde, daß zwischen 
dem Großherzoglichen Hause und dem Land Thüringen die 
Eigentumsverhältnisse an den Gemälden schon vor dem 
Diebstahl geregelt worden seien, während dies erst 
durch den Schiedsvergleich vom 21. Dezember 1927 geschah.



ist dies der maßgebliche Stichtag für etwaige dem Groß­
herzoglichen Hause vorbehaltenen Rechte.

d) Da durch den Schiedsvergleich von 1927 die 
Rechtsvorgänger der Klägerin alle Rechte an den zwei 
Gemälden von Ter Borch und Tischbein verloren hatten 
(s. oben I), sind ihnen solche auch nicht durch das 
deutsch-amerikanische Abkommen Vorbehalten worden.
Anders verhält es sich dagegen mit dem Selbstbildnis 
von Rembrandt. Wenn - wovon für die Revisionsinstanz 
auszugehen ist - die Rechtsvorgänger der Klägerin das 
Eigentum an diesem Gemälde nicht schon durch den 
Schiedsvergleich von 1927, sondern erst durch die Be­
schlagnahme im Jahre 1947 verloren haben sollten, so 
könnte die Klägerin aufgrund des früheren Eigentums 
ihrer Rechtsvorgänger von der Beklagten Übereignung 
und Herausgabe des Gemäldes verlangen, wenn das deutsch­
amerikanische Abkommen nach den obigen Ausführungen zu 
III 1 dahin auszulegen ist, daß das Großherzogliche 
Haus seine ihm in dem Abkommen vorbehaltenen Rechte 
hinsichtlich der Bilder schon gegenüber der Beklagten 
sollte geltend machen können.

IV. Wegfall der Geschäftsgrundlage

Ob durch die politischen Ereignisse des Jahres 
1945 und der folgenden Jahre, die zur Einstellung der 
Zahlung der dem Großherzoglichen Hause ausgesetzten 
Jahresrente von 100 000 RM durch das Land Thüringen 
und zur Enteignung des Großherzoglichen Hauses führten, 
die Geschäftsgrundlage für die Auseinandersetzungsre­
gelung zwischen diesem und dem Land Thüringen entfallen
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ist, mag dahinstehen. Etwaige Ansprüche aus einem 
Wegfall der Geschäftsgrundlage, die erst im Jahre 
1945 weggefallen sein könnte, sind dem Großherzog­
lichen Hause in dem deutsch-amerikanischen Abkommen 
nicht Vorbehalten worden; sie können schon deshalb 
nicht gegenüber der beklagten Bundesrepublik als 
treuhänderischer Eigentümerin der Gemälde geltend ge­
macht werden. Soweit solche Ansprüche bestehen sollten, 
könnten sie nur gegenüber dem damaligen Vertragspart­
ner des Großherzoglichen Hauses, dem Land Thüringen 
oder der DDR als dessen Rechtsnachfolger bestehen.
Die beklagte Bundesrepublik ist ihrerseits weder 
Rechtsnachfolger des Landes Thüringen noch der DDR.
Daß sie auf die beschriebene Weise Treuhandeigentüme­
rin der Gemälde geworden ist, die früher einmal dem 
Großherzoglichen Hause gehört haben, kann es unter 
keinem rechtlichen Gesichtspunkt rechtfertigen, sie 
mit diesem Treuhandeigentum für etwaige Verbindlich­
keiten des früheren Vertragspartners des Großherzog­
lichen Hauses haften zu lassen. Letztlich könnte ein 
solcher Anspruch auch mu' ein Ausgleichs- oder Ent­
schädigungsanspruch, nicht aber ein Anspruch auf Rück­
gabe und Rückübereignung der Gemälde sein,

V. Das Berufungsgericht hat demnach die Klage zu 
Recht abgewiesen, soweit die Klägerin Herausgabe bzw. 
Übereignung der Gemälde von Ter Borch und Tischbein 
verlangt.

Hinsichtlich des Selbstbildnisses von Rembrandt 
war das angefochtene Urteil gemäß § 564 ZPO aufzuheben.
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Die Sache war insoweit gemäß § 565 ZPO an das Beru­
fungsgericht zurückzuverweisen.

Insoweit wird das Berufungsgericht in erster 
Linie zu prüfen haben, ob seine ergänzende Auslegung 
des Schiedsvergleichs von 1927 hinsichtlich des Selbst­
bildnisses von Rembrandt aufrechtzuerhalten ist, ob­
gleich dieses Gemälde zum Sophien-Nachlaß gehörte. 
Sollte das nicht der Fall sein, so wird sich das Be­
rufungsgericht mit der Frage zu befassen haben, ob 
trotz der von der Revision aufgezeigten Bedenken eine 
Doppeltreuhand der Beklagten (BU S. 54-60) angenommen 
werden kann.
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Von. e in e r  TeIilio's t  eru»nfcScheidung h a t das R ev i­
sionsgericht im Hinblick auf das ungeklärte Ver­
hältnis des Wertes der drei Bilder zueinander ab­
gesehen und die Entscheidung über die ganzen Kosten 
der Revision dem Berufungsgericht übertragen.

Dr, Haidinger Hermann' Braxmaier

Dr. Hiddemann Hoffmann
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